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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1302/73 bezügiieh der Übernahme bestimmter Transportkosten für 
zur Intervention angebotene Erzeugnisse im Rindfleischsektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 187/73 -), ins- 
besondere auf Artikel 6 Absatz 4 erster Unterab- 
satz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Anwendung der Interventionsmaßnahmen im 
Rindfleischsektor kann zu Situationen führen, in 
denen auf Grund der angebotenen Mengen die Auf- 
käufe trotz Einsatz aller den Interventionsstellen zur 
Verfügung stehenden Mittel in bestimmten Gebieten 
nicht unter technisch befriedigenden und wirtschaft- 
lich sinnvollen Bedingungen erfolgen können; für 
diese Fälle ist vorzusehen, daß die Interventions- 
stellen die pauschal festgesetzten Kosten für die zu- 
sätzliche Beförderung der zur Intervention angebo- 
tenen Erzeugnisse übernehmen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1302/73 des Rates vom 
15. Mai 1973 zur Festlegung der allgemeinen Regeln 
für die Intervention bei Rindfleisch-^) ist folglich zu 
ergänzen - 


MAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 
Artikel 1 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1302/73 erhält 
folgende Fassung : 

„Artikel 5 

Die Kosten eines zusätzlichen Transports, der da- 
durch notwendig wird, daß das Erzeugnis wegen un- 
zureichender Gefrier- oder Lagerkapazitäten an einem 
anderen als den Interventionsplätzen übernommen 
wird, die dem Ort, an dem das Erzeugnis zur Inter- 
vention angeboten wird, am nächsten liegen, werden 
von der Interventionsstelle getragen. Diese Kosten 
werden pauschal festgesetzt." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschalten Nr. L 148 
vorn 28. .Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschafetn Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 23 

•J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschatten Nr. L 132 
vom 19. Mai 1973, S. 3 
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Begründung 


1. Bei der Anwendung der vom Rat erlassenen 
Regelung für die ständige Intervention im Rind- 
fleischsektor mußten vor allem in Deutschland, Däne- 
mark und Irland technische Schwierigkeiten als Folge 
einer verglichen mit den zur Intervention angebo- 
tenen Fleischmengen unzureichenden Gefrier- oder 
Lagerkapazität der Interventionsstellen festgestellt 
werden. 

2. Somit mußte die Verordnung (EWG) Nr. 1896/73 
der Kommission geändert werden, um die Interven- 
tionsstellen der Mitgliedstaaten zu ermächtigen, die 
Ankäufe auf die Mengen zu begrenzen, die sie ein- 
frieren und lagern können, wobei darauf zu achten 
war, daß bei der Anwendung dieser restriktiven Be- 
stimmungen so wenig wie möglich das Prinzip des 
gleichen Zugangs der Verkäufer zur Intervention in 
Frage gestellt wird. 

3. Außerdem ist eine Bestimmung vorzusehen, wo- 
nach der EAGFL die zusätzlichen Kosten übernimmt, 
die anfallen, wenn zur Intervention angebotene Er- 
zeugnisse zu Interventionsplätzen transportiert wer- 
den müssen, die weiter entfernt liegen als die vom 
Verkäufer gewählten oder von der Interventions- 
stelle unter den am nächsten gelegenen Plätzen be- 
nannten Interventionsplätzen. 


Ähnliche Bestimmungen gelten bereits für andere 
Sektoren der gemeinsamen Marktorganisation, so 
für Milcherzeugnisse. 


Finanzielle Auswirkungen der vorgeschlagenen 
Maßnahmen: 

Die finanziellen Auswirkungen können mit rund 
500 000 Rechnungseinheiten pro Jahr veranschlagt 
werden. 

Damit diese Ausgaben für eine Finanzierung durch 
den EAGFL, Abteilung Garantie, in Betracht kom- 
men, muß auch noch Artikel 3 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2305/70 des Rates vom 10. Novem- 
ber 1970 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 249 vom 17. November 1970, S. 1) ergänzt 
werden. 

Ein diesbezüglicher Vorschlag soll in Kürze vorge- 
legt werden. 


Verordnung (EWG) Nr. 720/74 der Kommission vom 29. 
März 1974 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 88 vom 1. April 1974, S. 27) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. Mai 1974 - 1/4 -- 680 70- E- Ri 27/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. April 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt wor- 
den. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirlschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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